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604. Bekauntmachung 
betreffend die Außerkursſetzung der Fünfzigpfennigſtücke 
der älteren Geprägeformen. Vom 27. Juni 1908. 
Auf Grund des Artikel 1 Ziffer II bes 
Geſetzes, betreffend Aenderungen im Münzweſen, 
vom 19. Mai 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 212), hat 
ae die nachfolgenden Beſtimmungen ge⸗ 
§ 1. Die ufzigpfennigſtücke 
Gepraͤgeformen 1 der beein hr 0 Pfennig 
gelten vom 1. Oktober 1908 ab nicht mehr als 
geſetzliches Zahlungsmittel. Es iſt von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab außer den mit der Einlöſung beauftragten 
Kaſſen niemand verpflichtet, dieſe Münzen in Zahlung 
zu nehmen. 
a § 2. Die Fünfzigpfennigftüde der im 9 
bezeichneten Formen werden bis zum 30. September 
1910 bei den Reichs⸗ und Landeskaſſen zu ihrem 
geſetzlichen Werte ſowohl in Zahlung genommen als 
auch gegen Reichsmünzen umgetauſcht. 

Die Verpflichtung zur Annahme und 
zum Umtauſche (§ 2) findet auf durchlöcherte und 
anders als durch den gewöhnlichen Umlauf im 
Gewichte verringerte ſowie auf verfälſchte Münz⸗ 
ſtücke keine Anwendung. 


9 
Berlin, den 27. Juni 1908. 
Der Reichskanzler. J. VB.: Sydow. 
605. Statut 


für 

die Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung der Buſchmühlen⸗ 
nieberung oberhalb Frankfurt a. O. zu Frankfurt a. O. 

1. Die Eigentümer der dem Meliorations⸗ 
gebiet angehörigen Grundſtücke in den Gemarkungen 
Frankfurt a. O. und Tiſchetzſchnow werden zu einer 
Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grund⸗ 
ſtücke nach Maßgabe des Erläuterungsberichts des 
Regierungsbaumeiſters Scholtz vom 30, Juni 1904 


in der Faſſung des Abänderungsberichts des 
ER ee Seefluth vom 3. Juni 1908 
durch Entwäſſerung Bi Errichtung einer Schöpf⸗ 

nlage zu verbeſſern. 2 
ee a zum Abänderungsbericht gehörigen 
Lageplan iſt das Mieltorationsgebiet mit einer 
violetten Linie begrenzt. In dem zugehörigem 
Teilnehmerverzeichnis ſind die zum Meliorations⸗ 
gebiete gehörigen Grundſtücke nachgewieſen. 

Lageplan und Teilnehmerverzeichnis werden 
unter Bezugnahme auf das genehmigte Statut 
beglaubigt und bei der Aufſichtsbehörde der 
Genoſſenſchaft niedergelegt. Beglaubigte Abzeichnung 
und Abſchrift erhält der Vorſteher der Genoſſenſchaft; 
er hat ſie aufzubewahren und ſtets auf dem laufenden 
zu erhalten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung 
der Auſſichtsbehörde zur Prüfung durch den 
Meliorationsbaubeamten und zur Genehmigung ein⸗ 
zureichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, welche 
ſich als erforderlich herausſtellen, können vom 
Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen werden. Der 
Beſchluß unterliegt der Prüfung des Meliorations⸗ 
baubeamten und bedarf der Genehmigung der 
Aufſichtsbehoͤrde. 

Vor Erteilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die 
Veränderung der Anlage betroffen werden. 

8 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung der Buſchmühlen⸗ 
niederung oberhalb Frankfurt a. O.“ und hat ihren 
Sitz in Frankfurt a. O. 

8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. 
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Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung 
der Melioration für die einzelnen Grundſtücke er⸗ 
forderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Bes 
ſamung von Wieſen, Anlage und Unterhaltung 
beſonderer Zu⸗ und Ableitungsgräben und dergleichen, 
bleiben den betreffenden Eigentümern überlaſſen. 
Dieſe ſind jedoch gehalten, die im Intereſſe der 
ganzen Melioration getroffenen Anordnungen des 
Vorſtehers bei Vermeidung der geſetzlichen Zwangs⸗ 
mittel (8 54 des Waſſergenoſſenſchafts⸗Geſetzes) zu 


befolgen. 


8 4. Außer der Herſtellung der im Plane 
vorgeſehenen gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem 
ob, Binnen⸗Entwäſſerungsanlagen im 
Meltorationsgebiete, die nur durch Zuſammenwlrken 


Verbande 


mehrerer Grundbeſitzer ausführbar find, zu ver: 
mitteln und nötigenfalls, nachdem der Plan und 
das Beitragsverhältnis von der Aufſichtsbehörde 
feſtgeſtellt ſind, auf Koſten der dabei beteiligten 
Grundbeſitzer durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Aufſicht des Vorſtehers. 

Der Stadtgemeinde Frankfurt a. O. ſteht es 
nach Ausführung des Projektes jederzeit frei, die 
zur Entwäſſerung des Eichwaldes nötigen Gräben, 
welche von der Stadtgemeinde Frankfurt a. O. auf 
eigene Koſten anzulegen und zu unterhalten ſind, 
an das Grabenneß der Genoſſenſchaft anzuſchließen. 
Die Stelle des Anſchluſſes bleibt der Stadtgemeinde 
Frankfurt a. O. nach dem freien Ermeſſen überlaſſen. 

85. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Meliorations⸗Tech⸗ 
nikers ausgeführt und von der Genoſſenſchaft ge⸗ 
meinſam unterhalten. 

Der mit der Auffiht betraute Techniker hat 
das Bauprogramm aufzuſtellen, die beſonderen Pläne 
auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle fur das zweckmäßige In⸗ 
einandergreifen der Arbeiten notwendigen Maßregeln 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten und die für Aenderungs⸗ und 
Ergänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen und 
für die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzu⸗ 
fertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzu⸗ 
ſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen 
der Zustimmung des Meliorationsbaubeamten, dem 
der Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig 
anzuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand 
in techniſchen Angelegenheiten während der Bau⸗ 
ausführung den Nat des Meliorationsbaubeamten 
einzuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hal der 
Meliorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen 
und hat feſtzuflellen, ob das Unternehmen zweck 


und planmäßig und mit den von der Aufſichts⸗ 
behörde genehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. 
Sollten hierbei Nachmeſſungen erforderlich fein, fo 
ſind ſie unter Leitung des Meliorationsbaubeamten 
von vereideten Technikern vorzunehmen; die Koſten 
dieſer Aufmeſſungen ſind mit Ausnahme der aus 
8 4 der Stadtgemeinde Frankfurt a. O. er⸗ 
wachſenden Koſten von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

8 6. Das Verhältnis, nach welchem die ein⸗ 
zelnen Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizu⸗ 
lragen haben, richtet ſich nach dem ihnen aus den 
Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteile. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beltragsverhältniſſes 
wird ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die ein⸗ 
zelnen Grundſtücke aufgeführt werden. Nach Ver⸗ 
hältnis des ihnen aus der Melioration erwachſenden 
Vorteils werden ſie in drei Klaſſen geteilt und 
zwar ſo, daß ein Hektar der niedrigſten, dritten 
Klaſſe mit dem einfachen, der zweiten Klaſſe mit 
dem zweifachen, der erſten Klaſſe mit dem dreifachen 
Beitrage heranzuziehen iſt. 

8 7. Die Einſchätzung in dieſe Klaſſen erfolgt 
durch zwel vom Vorſtande zu wählende Sachverſtändige 
unter Leitung des Vorſlehers. Bei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten gibt dieſer den Ausſchlag, wenn es ch um 
Grundſtücke des Vorſtehers handelt, ſein Stellvertreter. 
Das Genoſſenſchaftskataſter iſt vier Wochen lang 
zur Einſicht der Genoſſen in der Wohnung dees 
Vorſtehers auszulegen. Die Auslegung 19 vor her 
ortsüblich in den Gemeinden, deren Bezirk gaflz 
oder teilweiſe dem Genoſſenſchaftsgebiete angehört, 
und in dem für die öffentlichen Bekanntmachungen 
der Genoſſenſchaft beſtimmten Blatte bekannt zu machen. 
Abänderungsanträge müſſen innerhalb der 
obigen Friſt ſchriſtlich bei dem Vorſteher angebracht 
werden. Nach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher 
die bei ihm eingegangenen Abänderungsanträge der 
Aufſichtsbehörde vorzulegen. Dieſe läßt unter Zu⸗ 
ziehung der Beſchwerdeführer und eines Vertreters 
des Vorſtandes die erhobenen Einwendungen durch 
die von ihr zu bezeichnenden Sachverſtändigen 
unterſuchen. Mit dem Ergebnis der Unterſuchung 
werden die Beſchwerdeführer und der Vertreter des 
Vorſtandes bekannt gemacht. Sind beide Teile mit 
dem Gutachten einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
demgemäß feſtgeſtellt, andernfalls entſcheidet die 
Aufſichtsbehörde. Die bis zur Mitteilung des 
Ergebniſſes der Unterſuchung entſtandenen Koſten 
ſind in jedem Falle von der Genoſſenſchaft zu 
tragen. Wird eine Entſcheidung erforderlich, ſo 
fallen die weiter erwachſenden Koſten dem unter⸗ 
liegenden Teile zur Laſt. 

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung 
des feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, 
kann ſie von dem Vorſtande beſchloſſen oder von 
der Auſſichtsbehörde angeordnet werden. Das 
Verfahren richtet ſich nach den für die Beiftellung 
des Kataſters gegebenen Vorſchriften. 
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5 8. Im Falle einer Parzellierung ſind die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statut vorge⸗ 
ſchriebenen Beteiligungsmaßſlabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnismäßig zu verteilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes it innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde zuläſſig. 

8 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden 
Terminen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei 
verſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen 
Beträge beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren 
Unterhaltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vor⸗ 


übergehend oder dauernd betroffen wird, gefallen 


zu laſſen. 


Darüber, ob und zu welchem Betrage dem 


einzelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung 
der ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, 
eine Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich 
ein Genoſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich ver⸗ 
ſtändigen follte, das nach dieſem Statute zu bildende 
Schiedsgericht eit. Ausſchluß des Rechtsweges. 


8 11. Bei Abſümmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. 


Hektar beitragspflichtigen Grundbeſitzes der dritten 
Klaſſe eine Stimme, der zweiten Klaſſe zwei 
Stimmen, der erſten Klaſſe drei Stimmen gerechnet 
werden. Bruchteile einer Stimme, die ſich hiernach 
ergeben, werden auf die nächſt höhere volle Stimmen⸗ 
zahl abgerundet. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und nach öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vor⸗ 
ſtehers auszulegen. Anträge auf Berichtigung der 
Stimmliſte ſind an keine Friſt gebunden. 

Das Stimmrecht kann auch durch mit ſchrift⸗ 
licher Vollmacht verſehene Vertreter ausgeübt werden. 

812. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 

b) einem Stellvertreter des Vorſlehers, 

o) fünf weiteren Beiſitzern. 


Die Vorſtandsmitglieder bekleiden eln Ehrenamt. N 


Als Erſatz für Ausla ä 
. gen und Zeitverſäumnis 
G22 As der Vorſteher eine jährliche, von der 
Dee e feſtzuſetzende Entſchädigung. 
glieder des t fü 
ftellvertretenden Beiſitzern d 
verſammlung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl 


des Vorſtehers und ſeines Stellvertreters bedarf 


der Beſtätigung der Auſſichtsbehörde. 


0 Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
ite e der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
aſten, und zwar in der Weiſe, daß für je ein 


Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechtes befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler 
hat dem Leiter der Generalverſammlung mündlich 
und zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgang eine Perſon 
nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, 
ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt 
Widerſpruch erfolgt. 5 

8 13. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt ver⸗ 
pflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter, ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichts behörde, 

Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat, und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter An 
gabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen, 
und daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens 
zwei Drittel der Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. 
Wer am Erſcheinen verhindert iſt, hat dies unver⸗ 
züglich dem Vorſteher anzuzeigen. Diefer hat als⸗ 
dann einen ſtellvertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweiten Male zur Beratung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen werden, ſo ſind die 
erſchtenenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

§ 14. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
die ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft 
herzuſtellenden Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Meliorationsplane zu veranlaſſen und zu be⸗ 

aufſichtigen; 
über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie 
über die Grabenräumung und die Nutzung, 
Beackerung und Bepflanzung der an die 
Gräben anſtoßenden Grundſlücksſtreifen, die 
Heuwerbung, die Hütung auf den Wieſen, 
Schließung und Oeffnung des Slels, und 
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dergleichen mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
die nötigen Anordnungen zu treffen und die 
etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu 
erlaſſen; 

c) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen 
auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſen⸗ 
verwaltung mindeſtens zweimal jährlich zu 
revidieren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen und die Unterhaltung der Anlagen 
zu überwachen; 

) die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, 
den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu 
führen und ihre Urkunden zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die 
Genehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

8) die nach Maßgabe des Statuts und der Aus- 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, 
ſowie Koſten (88 7 und 19) zur Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe einzuziehen. 
§ 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen werden 

nach der Fertigſtellung in regelmäßige Schau ge⸗ 
nommen, die jährlich zweimal, im Frühjahr und im 
Herbſte, ſtattzufinden hat. Der Schautermin wird 
nach Benehmen mit der Auffichtsbehörde und dem 
Meliorattonsbaubeamten von dem Vorſteher möglichſt 
vier Wochen vorher anberaumt und auf ortsübliche 
Weiſe rechtzeitig bekannt gemacht. Der Vorſteher 
leitet die Schau. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 
ſind dazu einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
flür deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, 
niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, die 
Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur Unter⸗ 
haltung der der Schau unterliegenden Anlagen not⸗ 
wendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten der Ge⸗ 
noſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Beſchwerden 
gegen ſolche Anordnungen der Aufſichtsbehörde ent⸗ 
ſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

§ 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung 
des Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 


1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
Stellvertreter; 

2. die Seflfegung der dem Vorſteher zu gewährenden 
Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 


4. die Abänderung des Statuts. 

§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in dieſer Vers 
ſammlung erforderlichen Abſtimmungen eine vor⸗ 
läufige Stimmliſte nach den Flächenangaben des 
Grundſtücksregiſters des Genoſſenſchaftsgebietes auf⸗ 
zuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des 
Weſſergenoſſenſchafts⸗Geſetzes), mindeſtens aber alle 
fünf Jahre durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung durch ein öffentlich 
bekannt zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft 
und außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in 
denjenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete ganz oder teilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
1955 ein Zwiſchenraum von minbelteng zwei Wochen 
tegen. * 
Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In 
dieſem Falle führt ſie oder der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen 
Mitgliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum 
an Grundſtücken, über das Beſtehen oder den 
Umfang von Grundgerechtigkeiten oder anderen 
Nutzungsrechten oder über etwaige, auf beſonderen 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten 
der Parteien entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung 
einzelner Genoſſen in ihren durch das Statut be⸗ 
gründeten Rechten betreffen, von dem Vorſteher 
unterſucht und entſchieden, ſoweit nicht nach dem 
Statut oder nach geſetzlicher Vorſchrift eine andere 
Stelle zur Entſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausschließlich zu⸗ 
ſtändig iſt, jedem Teile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichtes frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Be⸗ 
ſcheides an gerechnet, ſchriftlich bel dem Vorſteher 
angemeldet werden muß. Die Koſten dleſes Ver⸗ 
fahrens ſind dem unterliegenden Teile aufzuerlegen. 
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Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und 
aus zwei Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei 
Stellvertretern von der Generalverſammlung nach 
Maßgabe der Vorſchriften des Statuts gewählt. 
Wählbar iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines 
Wohnorts zu den öffentlichen Gemeindeämtern 
wählbar und nicht Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

„Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde entgültigend 
entfcheibet, fo iſt der Erſatzmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus den 
wählbaren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu 
beſtimmen. 

- 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter ihrem Namen (§ 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Soweit nicht nach dieſem Statut die ortsübliche 
Bekanntmachung genügt, werden die für die Oeffent⸗ 
lichkeit beſtimmten Bekanntmachungen der Genoſſen⸗ 
ſchaft in das Kreisblatt des Kreiſes Lebus und die 
Frankfurter Oder⸗Zeitung aufgenommen. 

8 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
Geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann fie auch im Wege der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 

Vorſtehendes Statut, dem die Beteiligten zu⸗ 
geſtimmt haben, wird auf Grund der 88 57 und 
82 des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. April 1879, genehmigt. 

Berlin, den 27. Juli 1908. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen u. Forſten. 

Im Auftrage: Hoffmann. 

Zu I B II b 5801. 

Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
606. Auf den Antrag der Müllerinnung 
(Zwangsinnung) zu Schwiebus, für welchen bei 
der Abſtimmung ſich die Mehrheit der in die 
Innung einzubeziehenden Gewerbetreibenden erklärt 
hat, ordne ich hiermit an, daß der Bezirk der 
Innung auf die Stadt Liebenau Nm. und die länd⸗ 
ie Ortſchaften (Landgemeinden und Gutsbezirke) 
rkholz, Blankenſee, Goldbach, Blankfeld, Burg⸗ 
me Buſchvorwerk, Klein⸗Dammer, 
Bun Friedrichsfelde, Friedrichstabor, Hammer, 
er d Keltſchen, Klippendorf, Koppen, 
Neuhöſchen Friedrichsläsgen, Lugau, Mittwalde, 
dorf Ader Niebewiß, Rackau, Rentſchen, Riegers⸗ 
0 „ Kiffen, Schmarfe, Steinbach, Stentſch, Ulbers⸗ 
orf, Wutſchdorf und Zion — ausgedehnt wird. 

Frankfurt a. O., den 29. Juli 1908. 

Der Reglerungspräſident. 
607. Der Herr Miniſter 155 am 2 2 d. Is. 
aus Anlaß der in dieſem Jahre begangenen Doppel⸗ 


feier des hundertjährigen Geburtstages des Be⸗ 
gründers des Rauhen Hauſes, weiland D. Johann 
Heinrich Wichern und des fünfundſiebzigjährigen 
Beſtehens der Anſtalt ſelbſt dem Rauhen Hauſe in 
Hamburg zur Erbauung eines Verwaltungsgebäudes 
(Mutterhauſes) und zum Beſten ſeiner Brüderanſtalt 
die Veranſtaltung einer Hauskollekte in ſämtlichen 
evangeliſchen Haushaltungen der Preußiſchen Mon⸗ 
archie für den Zeitraum von Anfang Auguſt 1908 
bis Ende des Jahres 1909 mit der Maßgabe be⸗ 
willigt, daß die Einſammlung der Kollekte ſich nicht 
über die Dauer eines Jahres hinaus erſtrecken darf. 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen dafür ſorgen, daß die Einſammlung der 
Kollekte nicht gehindert wird. 

Frankfurt a. O., den 14. Auguſt 1908. 

Der Reglerungs⸗Präſident. 
608. Verwaltungsbericht 
des Vereins zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Gym⸗ 
naſiaſten im Frankfurter Reglerungsbezirk für 1907. 
Am Schluſſe des Jahres 1906 Mark Pf. 

verblieb nach dem im Amtsblatte Stück 24 
Seite 160 für 1907 abgedruckten Berichte 
außer einem Kapitalvermögen von 

26795 M. ein Barbeſtand von .| 58137 

Im Jahre 1907, dem 8Iten feines 

Beſtehens, wurden dem Verein folgende 
Einnahmen zugeführt: | 

I. Aus den 5 Gymnaſialſtädten 


Frankfurt .. 4 134 — 
Guben . 4 285 — 
Königsberg 211 — 
Luckau 59 — 
Züllichauu 101 — 


II. Zinſen von ausſtehenden Rapitalien 104751 
III. Eingezogene Kapitalien . » .| 93— 
zufammen 198888 

Davon wurden ſtatutenmäßig ver⸗ 


wendet 
A. Zur Unterſtützung von 
1 Schüler zu 100 M. 
4 


rn 77 60 5 

6 n " 50 ” 
e „ 40 „ẽ 1400 — 
B. Verwaltungskoſten 91035 
C. Zur Vermehrung des Kapitals 477 — 


Geſamt⸗Ausgabe 196835 
nach deren Abrechnung von der Geſamt⸗ 
Einnahme Ende 1907 im Beſtande ver⸗ 
hr RR. Un Ar. 2058 

Der eingangs genannte Kapitalbeſtand vermehrte 
ſich um 407 M. Nennwert, kam alſo auf 27 202 M. 
zu ſtehen, wovon 
14 600 M. in pupillariſch ſicheren Hypotheken zu 4 hh, 
12 600 „ zu 3, 3 ½ und 4% Inhaber ⸗ Papieren, 
2 „ bei der hieſigen Sparkaſſe 
zinsbar angelegt ſind. 
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Indem der unterzeichnete Vorſtand ſeiner Be⸗ 
friedigung über das günſtige Reſultat der Vermögens⸗ 
verwaltung des Vereins Ausdruck gibt, geſchieht dies 
im Dankgefühl für die freundlichen Wohltäter, 
deren Bemühungen und Geldſpenden ſo günſtige 
Reſultate herbeiführten und in dem Vertrauen auf 
fernere Betätigung der dem Verein bisher zuge⸗ 
wendeten wohlwollenden Fürſorge. Die für 1908 
geſammelten Beiträge bitten wir unter der Adreſſe 
unſeres Vereins⸗Rendanten, Regierungsſekretär a. D. 
Hübner, Halbeſtadt 31/33, hierſelbſt bis Anfang 
Dezember d. Js. gefälligſt einzuſenden, damit der 
Plan für die Verteilung der Unterſtützungen ſo zeitig 
aufgeſtellt und genehmigt werden kann, daß die 
Verteilung ſelbſt noch vor Weihnachten möglich iſt. 
Frankfurt a. O., den 31. Juli 1908. 
Der Vorſitzende des Vereins zur Unterſtützung hilfs⸗ 
bedürftiger Gymnaſiaſten im Frankfurter Reg.⸗Bezirk. 
von Schroetter, Ober: Regierungsrat. 
Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Reutenbank für die Provinz Brandenburg. 
609. Bei der infolge unſerer Bekanntmachung 
vom 8. v. Mts. heute geſchehenen öffentlichen Ver⸗ 
loſung von 3 ½ prozentigen Rentenbriefen der Provinz 
Brandenburg ſind folgende Stücke gezogen worden: 
Litt. F zu 3000 M. 3 Stück, und zwar die 
Nr. 143, 172, 223. 

Litt. I zu 75 M. 1 Stück, und zwar die 
Nr. 158. 

Litt. K zu 30 M. 1 Stück, und zwar die 
Nr. 86. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 

gefordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zins⸗ 

ſcheinen Reihe 3 Nr. 3—16 nebſt Erneuerungsſchein 
bei der Rentenbankkaſſe, Kloſterſtraße 76, I. hierſelbſt, 
vom 2. Januar 1909 ab an den Werktagen von 9 
bis 1 Uhr einzuliefern, um hiergegen und gegen 
Quittung den Nennwert der Rentenbriefe in Empfang 
zu nehmen. 

Vom 1. Januar 1909 ab hört die Verzinſung 
der ausgeloſten Rentenbriefe auf; dieſe ſelbſt ver⸗ 
jähren mit dem Schluſſe des Jahres 1919 zum 
Vorteil der Rentenbank. 

Die Einlieferung ausgeloſter Rentenbriefe an 
die Rentenbanlkaſſe kann auch durch die Poſt porto- 
fret und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geld⸗ 
betrag auf gleichem Wege übermittelt werde. 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers, und zwar bei 
Summen bis zu 800 M. durch Poſtanweiſung. 
Sofern es ſich um Summen über 800 M. handelt, 
iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungsmäßige 
Quittung beizufügen. 

Berlin, den 8. Auguſt 1908. 

Königliche Direktlon 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 


Bekauntmachungen des Königlichen Ober⸗ 
Bergamts zu Halle a. S. 
VBergwerksverleihung. 

Im Namen des Königs. 

Auf Grund der am 30. Dezember 1907 prä⸗ 
ſentierten Mutung wird der Frankfurt⸗Finkenheerder 
Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft zu Charlottenburg 
unter dem Namen Wolfhart das Bergwerkseigentum 
in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute 
von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buch⸗ 
ſtaben A B C D E F G H A bezeichnet iſt, und 
welches, einen Flächeninhalt von 2199887 qm, 
buchſtäblich: zweimillioneinhundertneunundneunzigtau⸗ 
ſendachthundertſiebenundachtzig Quadratmeter, um⸗ 
faſſend, in den Gemarkungen Gutsbezirk Loſſow 
und Gemeindebezirk Loſſow im Kreiſe Lebus des 
Reglerungsbezirks Frankfurt a. O. und im Ober⸗ 
bergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung 
der in dem Felde vorkommenden Braunkohle hier⸗ 
durch verliehen. 

Urkundlich ausgefertigt. 

Halle a. S., den 5. Auguſt 1908. 
Nr. 12835. (Siegel.) 

Königlich Preußiſches Oberbergamt. 

Vorſtehende Verleihungsurkunde wird unter 
Verweiſung auf die 88 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 mit dem Be⸗ 
merken zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der 
Situationsriß während der im § 37 a. a. O. vor⸗ 
geſchriebenen Friſt in den Dienſträumen des König⸗ 
lichen Bergrevierbeamten zu Frankfurt a. O. zur 
Einſicht offen liegt. 9 

Halle a. S., den 5. Auguſt 1908. 

Königliches Oberbergamt. 
Nr. 12835. Scharf. 

Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
puſtdirektion zu Frankfurt a. O. 
611. Am 3. Auguſt iſt bei der Poſthilfſtelle 
in Dornau eine Telegraphenanſtalt mit öffentlicher 

Fernſprechſtelle eröffnet worden. 
Perſonal⸗Nachrichten. 
612. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat Juli 1908. 
1. Richter. 

Es ſind ernannt: der Landgerichtsrat Lehl 
vom Landgericht 1 Berlin zum Kammergerichtsrat, 
zum Amtsrichter: die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Witte 
in Soldin und Jürgenſen in Berlin» Mitte, zum 
Handelsrichter: der Fabrikbeſitzer hermann Goodſon 
in Berlin bei dem Landgericht III Berlin, zum 
ftellvertretenden Handelsrichter: der Kaufmann Paul 
Stoehr in Tegel bei dem Landgericht III Berlin. 

Verſetzt find: die Amtsrichter Dr. Bohte von 
Berlin-Mitte als Landrichter an das Landgericht I 
Berlin, Noß von Prenzlau nach Forſt i. Lauſitz, 
Günther von Berlin⸗Mitte nach Frelenwalde a. O., 
die Amtsgerichtsräte Grieſe von Königs⸗Wuſter⸗ 
hauſen an das Amtsgericht Berlin⸗Mitte, Maun 


610. 
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von Cüſtrin nach Cottbus, Schröter von Prenzlau 
nach Guben. 

Verliehen iſt: dem Landgerichtsdirektor Geh. 
Juſtizrat Dilſchmaun in Frankfurt a. O. der 
Rote Adler⸗Orden III. Klaſſe mit der Schleife, dem 
Landgerichtsrat Schreiber vom Landgericht II 
Berlin und dem Handelsrichter Kommerzienrat 
Siegmund Borchardt in Berlin der Rote Adler⸗ 
Orden IV. Klaſſe, der Charakter als Geheimer 
Juſlizrat: dem Amtsgerichtsrat Dr. Koeppen aus 
Freienwalde a. O. 

Ausgeſchieden iſt: der Handelsrichter Kommer⸗ 
zienrat Siegmund Borchardt in Berlin. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die Refe⸗ 
rendare: Dr. Friedrich Kamps, Krenzien, 
Gründer, Dr. Liepſchütz, Dr. Stern, Klocke, 
Dr. Trendelenburg, Dr. Wilhelm Püſchel, 
Courad, Stettner, Dr. Reukauff, Rieß. 

Entlaſſen: Bernhard, Dr. Peters, Graf 
von Spee, Dr. Behre. 

III. Staatsanwaltſchaft. 

Ernannt find: zum Amtsanwaltsſtellvertreter 
bei dem Amtsgericht in Cöpenick der Aktuar Brehm, 
zum 2. Amtsanwaltsſtellvertreter bei dem Amts⸗ 
gericht in Lübben der Polizei⸗Regiſtrator Heinrich, 
zum Forſtamtsanwalt beim Amtsgericht Lychen der 
Forſtmeiſter Bütow. 

Verſetzt ift: der Staatsanwalt Hanſchmaun 
aus Breslau an die Oberſtaatsanwaltſchaft bei dem 
Kammergericht. 

Ausgeſchieden iſt: der Staatsanwaltſchaftsrat 

r. Joöl von der Oberſtaatsanwaltſchaft bei dem 
Kammergericht infolge ſeiner Ernennung zum Ge⸗ 
heimen Regierungs⸗ und vortragenden Rat im 
Reichsjuſtizamt. 

Verliehen iſt: dem Erſten Staatsanwalt, Ab⸗ 
tellungsvorſteher bei der Staatsanwaltſchaft I Berlin, 
Dr. Cretſchmar der Rote Adler⸗Orden IV. Klaſſe. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: 
der frühere Amtsrichter Dr. Kummert bel dem 
Landgericht I Berlin, die Rechtsanwälte Dr. Pagen ⸗ 
femper aus Berlin beim Kammergericht, Kletzan 
aus Potsdam beim Amtsgericht Berlin⸗Schöneberg, 
die Gerichtsaſſeſſoren Dr. von Steinwehr beim 
Kammergericht, Dr. Fürle und Friedrich Meisner 
bei dem Landgericht I Berlin, Adolf Aſch bei 
dem Amtsgericht Berlin⸗Schöneberg, Dr. Rober! 

ahn bei dem Amts⸗ und Landgericht Cottbus, 
Stade beim Amts⸗ und Landgericht Neu⸗Ruppin, 
Gali eee n Havelberg, der frühere 

eſſor Dr. Hans K 1 2 
an 00 f Ser, Hans Kayſer bei dem Land 

In der Liſte der Rechtsanwälte 
die Rechtsanwälte Geheimer Juſlizrot Arndts, 
Dr. Pagenkemper und Paul Eggert beim 
Landgericht 1 Berlin, Buderus bel den Land⸗ 


ſind gelöſcht: 


gerichten I. IL, III Berlin, Dr. Hausmann bei 
dem Land⸗ und Amtsgericht Potsdam und 
Dr. Hertzberg bei dem Amtsgericht in Spandau. 

Zum Notar iſt ernannt: der Rechtsanwalt 
Dr. Eggers in Friedrichshagen mit dem Amtsſitz 


in Cöpenick. 


Verliehen iſt: dem Rechtsanwalt und Notar, 
Geheimen Juſtizrat Arndts in Berlin beim 
Ausſcheiden aus dem Amte als Notar der Rote 
Adler⸗Orden II. Klaſſe mit Eichenlaub. - 

Geſtorben iſt: der Rechtsanwalt und Notar 
Juſtizrat Felix Kaufmann in Berlin. i 

Verliehen iſt der Charakter als Juſtizrat: 
den Rechtsanwälten und Notaren Wernicke in 
Granſee, Max Fraenkel, Albert Eugen Leopold 
Müller und Karl Wilke in Berlin, Krafack in 
Angermünde und Bruno Liebrecht in Char⸗ 


lottenburg, den Rechtsanwälten: Dr. Richard 
Alexander⸗Katz, Hugo Höniger, Richard 
Horwitz, Dr. Max Hirſchel, Dr. Brock, 


William Leyſer, Ball, Pakſcher, Felix Hirſe⸗ 
koru, Hugo Roſenberg und Dr. Naumann 
Danziger in Berlin, Rudolph in Prenzlau 
und Max Jacobſohn in Charlottenburg. 

V. Referendare. 

Zu Referendaren ſind ernannt die Rechts⸗ 
kandidaten: Günther, Dude, Krüger, Riet⸗ 
dorf, Grieſe, Blank, Stäglich, v. Weſen⸗ 
dont, Vogel, Eijenftaedt, Jacob, Perls, 
Seidel, Schubert, Salzmann, Schönfeld, 
Gallaſch, Taeger, Germershanſen, Dr. 
Kieſchke, Lewin, von Kendell Henſchel, 
Dr. Greutz, Brekenfeld, Kieſchke, Hirſchfeld, 
Menne, Friedrich, John Wertheim, von 
Möllendorf, Tornau, Fritz Cohn, Wiemann, 
Hammerſchmidt, Straßler, Paul Blumen⸗ 
feld, Bruno Wertheim, Sokolowsky. von 
Bülow, Romig, von Kutzſchenbach, Erich 
Müller. 

Entlaſſen ſind: 
von Philipsborn. 
VI. Subalternbeamte. 

Ernannt find: zu Gerichtsſchreibern die ſtändigen 
Bureauhilfsarbeiter Akluare Jaape beim Amts⸗ 
gericht Dahme, Reeſe beim Amtsgericht Seelow, 
Kolberg beim Landgericht 1 Berlin, zum etats⸗ 
mäßigen Gerichtsſchreibergehilfen der ſtändige Bureau: 
hilfsarbeiier Militäranwärter Johannes Schulz 
beim Amtsgericht in Fürſtenberg. 

Verſetzt find: der Erſte Gerichtsſchreiber Amts⸗ 
gerichtsſekretär Daebel von Seelow an das Amts⸗ 
gericht Berlin-Mitte, der Amtsgerichtsſekretär Koenig 
aus Regenwalde unter Uebernahme in den Kammer⸗ 
gerichtsbezirk nach Berlin⸗Mitte, der Amtsgerichts⸗ 
aſſiſtent Teichert von Fürſtenberg nach Berlin-Mitte. 

Penfiontert find die Amtsgerichtsſekretäre Walter 
Jahn, Kanzleiräte Steinke und Graebke von 
Berlin⸗Mitte, Erſte Gerichtsſchreiber Oberſekretär 


Priem, Willmann, Dr. 


216 


Karl Auguſt Schulz in Wuſterhauſen a. D. und 
der Landgerichtsſekretär Dr. Hirſch vom Land: 
gericht T Berlin. 

Entlaſſen auf Antrag: der Amtsgerichtsſekretär 
Wilhelm Gottlob Heinrich genannt Erich Wilhelm 
Krueger von Berlin⸗Mitte. 

Geſtorben iſt der Amtsgerichtsoberſekretär Heine. 

Verliehen tft dem Landgerichtsſekretär Kohlwes 
vom Landgericht I Berlin der Königliche Kronen⸗ 
Orden IV. Klaſſe. 

Der Titel als Gerichtsſekretär iſt beigelegt: 
den Landgerichtsaſſiſtenten Riekesmann in Potsdam 
und den Amtsgerichtsaſſiſtenten Klohn, Otto, 

ahn, Lehmann, Poſemann und May in 

erlin, Lndwig in Königsberg Nm., Hübner 
in Frankfurt a. O., Matzdorff in Forſt i. L., 
Wendorff in Lübben, Lehmann und Hamann 
in Eberswalde, Sandrock in Rixdorf und Wagner 
in Cüſtrin ſowie dem Ste atsanwaltſchaftsaſſiſtenten 
Hatecke in Prenzlau. 

Der Titel als Kanzleiſekretär iſt beigelegt: den 
Kanzliſten Jähnichen und Schulz beim Kammer⸗ 
gericht, dem Kanzlei⸗Inſpektor Albert Müller in 
Berlin, den Landgerichtskanzliſten Gohlke in 
Landsberg a. W., Heinrich, Niegut, Zeiſing, 
Sauft, Wendt und Lieke in Berlin, Sopart 
in Potsdam, Breuel in Prenzlau, Wandel in 
Frankfurt a O., den Amtsgerichtskanzliſten Hart ⸗ 
wich, Schachtmann, Schwarz Vetter, Saſſe 
in Berlin und den Staatsanwaltſchaftskanzliſten 
Mienack in Landsberg a. W. und Görlich in 
Berlin. 

613. Seine Maßfeſtät der Kaiſer und König 
haben dem Arzt Prebel in Friedeberg Nm., dem 
Arzt Dr. Schreyer in Drieſen und dem Arzt 
Dr. Schulz in Frankfurt a. O. den Charakter als 
Sanitätsrat verliehen. 

614. Der Rentenbankkaſſen⸗Kontrolleur Hein 
iſt zum Rentenbank⸗Buchhalter und der Rentenbank⸗ 
Sekretär Balzer zum Rentenbankkaſſen⸗Kontrolleur 
bei der Rentenbank für die Provinz Brandenburg 
zu Berlin ernannt worden. 

615. Ernannt: der Ober⸗Poſtinſpektor Schmitz 
in Cottbus zum Telegraphendirektor. 

Verſetzt: Poſtverwalter Dumpich von Fried⸗ 
land Niederl.) nach Lagow, Poſtverwalter Sadowsky 
von Wutſchdorf nach Zechin, Poſtaſſiſtent Krabiell 
von Schöneberg b. Berlin nach Landsberg (Warthe). 
616. Verſetzt der Ober-Poſtaſſiſtent Albin 
von Sommerfeld (Bz. Ffo.) nach Bernſtein (Neum.) 
unter Ernennung zum Poſtverwalter. 

617. Es iſt übertragen: dem Poſtſekretär 
Kruttke in Labiau die Verwaltung einer Ober⸗ 
Poſtſekretärſtelle in Frankfurt (Oder). 


618. Der kommiſſariſche Seminarlehrer Sommer 
iſt vom 1. Juli d. 38. ab zum Königlichen Seminar⸗ 
lehrer ernannt und dem Königlichen Schullehrer⸗ 
Seminar in Altdöbern überwieſen worden. 
619. Die Pfarrſtelle Königlichen Patronats zu 
Terpt, Diözeſe Calau, kommt durch Verſetzung des 
Pfarrers Scheibert zum 1. Oktober 1908 zur 
Erledigung. Wiederbeſetzung erfolgt durch Gemeinde⸗ 
wahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 15. März 1886 
— K. Gef.» u. Ver.⸗Bl. S. 39 — Bewerbungen 
ſind ſchriftlich bei dem Königlichen Konſiſtorium ein⸗ 
zureichen. 
620. Der bisherige Strafanſtaltsgeiſtliche in 
Sonnenburg Auguſt Georg Otto Wilhelm Wilm 
iſt zum Hausgeiſtlichen bei dem Königlichen Zentral⸗ 
gefängnis zu Cottbus beſtellt worden. 
Vermiſchtes. 
Königliche Tierärztliche Hochſchule 
Hannover. . 
Das Winterſemeſter 1908/09 beginnt am 
15. Oktober 1908. 
Nähere Auskunft erteilt auf Anfrage unter 
Zuſendung des Programms und Vorleſungs⸗Ver⸗ 


621. 


zeichniſſes Die Direktion. 
Vakante Lehrerſtellen. 
622. Zum 1. Oktober d. Js. werden frei: 


Kreis Arnswalde: Heidekard, Lehrerſt., G. 1100 M. 
Kreis Kalau: Vetſchau, Lehrerinſt., G. 900 M, 
A. 100 M. Petershain: 2. Lehrerſt., G. 1000 M. 
Saalhauſen: Küſter⸗ u. Lehrerſt., G. 1350 M. 
Kreis Croſſen: Dubrow, Lehrerſt., G. 1100 M., 
Tammendorf, Küſter⸗ u. Lehrerſt., G. 1140 M. 
Kreis Friedeberg Nm.: Trebitſch, 4. Lehrerſt., G. 
1000 M. Kreis Guben: Krebsjauche, 2. Lehrerft, 
G. 1000 M. Kreis Königsberg Nm.: Schiffmühle, 
Lehrerſt., G. 1100 M., Hälſe, Küſter⸗ und 
Lehrerſt., G. 1270 M. Kreis Kottbus: Burg⸗ 
Kolonie, 2. Lehrerſt., G. 1000 M. Kreis Stadt Lands⸗ 
berg a. W.: Landsberg a. W., Lehrerſt. an Knaben⸗ 
volksſchule I, G. 1200 M., A. 160 M. Kladow, 
2. Lehrerſt., G. 1000 M., Genninſch⸗Warthebruch, 
2. Lehrerſt., G. 1000 M. Kreis Luckau: Dobrilugk, 
Lehrerſt., G. 1000 M., A. 150 M., Kirchhain, 
Lehrerſt., G. 1100 M., A. 150 M., Schönewalde 
(Spreewald), Küſter⸗ u. Lehrerſtt, G. 1280 M. 
Kreis Soldin: Hohengrape, Küſter⸗ u. Lehrerſt., 
G. 1310 M., Deetz, 2. Lehrerſt., G. 1000 M. 
Kreis Sorau: Triebel, 4. Lehrerſt., G. 1100 M., 
Chriſtianſtadt, Lehrerſt., G. 1000 M. Kreis 
Weſt⸗Sternberg: Schmagorei, Küſter⸗ u. Lehrerſt., 
G. 1290 M. 

Der Einheitsſatz der Alterszulagen beträgt, 
wenn nicht anders angegeben, 120 Mk. 


Bewerbungen find ſchleunigſt an die Kgl. Reglerung 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen zu richten 
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